
Neue Justiz 8/85 345

schließend beurteilt werden konnte, in welchem Umfang das 
Rechtsmittel Erfolg hatte. Das Kreisgericht hätte deshalb ent­
sprechend dem Ergebnis des weiteren Verfahrens prüfen müs­
sen, inwieweit das Rechtsmittel erfolgreich war, und eine 
dementsprechende Entscheidung über die im Verfahren ent­
standenen Auslagen treffen müssen. Dabei wäre von folgen­
den Grundsätzen auszugehen gewesen:

Ob ein Rechtsmittel i. S. des § 367 Abs. 1 und 2 StPO er­
folgreich oder teilweise erfolgreich war, ergibt sich unter Be­
rücksichtigung des mit ihm erstrebten Zieles aus dem Ver­
gleich zwischen der angefochtenen Entscheidung und der im 
Ergebnis des Rechtsmittelverfahrens oder des weiteren erst­
instanzlichen Verfahrens ergehenden abschließenden gericht­
lichen Entscheidung.

Ein zugunsten oder zuungunsten eines Angeklagten einge­
legtes unbeschränktes Rechtsmittel hat dann vollen Erfolg, 
wenn es zum Freispruch oder erstmalig zur Verurteilung des 
Angeklagten oder auf der Grundlage neuer oder geänderter 
Sachverhaltsfeststellungen zu einer dem Rechtsmittelbegehren 
im wesentlichen entsprechenden Änderung (Milderung oder 
Verschärfung) des Schuld- und Strafausspruchs führt. In 
diesem Fall ist gemäß § 367 Abs. 1 StPO zu entscheiden. Da­
gegen hat ein unbeschränktes Rechtsmittel nur teilweise Er­
folg, wenn es zwar zur Änderung der Sachverhaltsfeststellun­
gen oder des Schuld- oder des Strafausspruchs führt, aber 
zwischen dem erstrebten und dem erreichten Ergebnis ein 
wesentlicher Unterschied besteht. In einem solchen Fall sind 
die im Rechtsmittelverfahren und ggf. im weiteren Verfahren 
entstandenen Auslagen entsprechend dem Verhältnis zwischen 
dem Ziel und dem Ergebnis des Rechtsmittels gemäß § 367 
Abs. 2 StPO angemessen zu verteilen.

Da die Berufung des Angeklagten zwar nicht zum erstreb­
ten Freispruch, aber auf der Grundlage weiterer Sachverhalts­
feststellungen zugunsten des Angeklagten zur Abänderung des 
erstinstanzlichen Urteils im Schuld- und Strafausspruch 
führte, hatte sie teilweisen Erfolg. Deshalb durfte das Kreis­
gericht dem Angeklagten nicht die gesamten im Verfahren 
entstandenen Auslagen auferlegen. Es hätte ihm vielmehr die 
im erstinstanzlichen Verfahren entstandenen Auslagen im 
vollen Umfang auferlegen und die im Rechtsmittelverfahren 
und im weiteren Verfahren entstandenen Auslagen angemes­
sen verteilen müssen.

Das Urteil des Kreisgerichts war daher in Übereinstim­
mung mit der Stellungnahme des Vertreters des Generalstaats­
anwalts der DDR hinsichtlich der Auslagenentscheidung auf­
zuheben. Im Wege der gemäß § 322 Abs. 1 Zif. 5 StPO zuläs­
sigen Selbstentscheidung waren dem Angeklagten die im erst­
instanzlichen Verfahren entstandenen Auslagen im vollen 
Umfang und — soweit sie im Rechtsmittel und im weiteren 
Verfahren entstanden sind — zu zwei Dritteln sowie im übri­
gen dem Staatshaushalt aufzuerlegen.

§ 45 Abs. 6 StGB; § 350 а Abs. 2 StPO.
1. Zu den Voraussetzungen des Widerrufs einer Strafausset­
zung auf Bewährung und der Anordnung des Vollzugs der 
Reststrafe.
2. Bei der Entscheidung über den Widerruf einer Strafaus­
setzung auf Bewährung ist die Schwere der Straftat, die der 
Verurteilung zugrunde lag, und die darauf bezogene Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht Maßstab 
für die Bewertung der Verletzung von Bewährungsauf­
lagen.
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Der Verurteilte wurde am 13. Oktober 1983 wegen mehrfa­
chen Betruges zum Nachteil sozialistischen Eigentums gemäß 
§§ 159 Abs. 1, 161 StGB auf Bewährung mit einer Bewäh­
rungszeit von zwei Jahren verurteilt und verpflichtet, sich 
am Arbeitsplatz, den er nicht ohne gerichtliche Zustimmung 
wechseln durfte, zu bewähren. Für den Fall der schuldhaften 
Verletzung der Pflicht zur Bewährung wurde eine Freiheits­
strafe von acht Monaten angedroht.

Im Februar 1984 wurde der Vollzug der angedrohten Frei­
heitsstrafe gemäß §35 Abs. 4 Zift 2 StGB wegen Arbeits­
bummelei angeordnet. Am 11. Juli 1984 wurde der Verurteilte 
auf Grund eines Beschlusses über die Strafaussetzung auf

Bewährung vorzeitig aus dem Strafvollzug entlassen. Die 
Bewährungszeit wurde auf ein Jahr festgesetzt.

Wegen erneuter Arbeitsbummelei wurde am 30. Januar 
1985 die Strafaussetzung auf Bewährung widerrufen und der 
Vollzug der Restfreiheitsstrafe angeordnet.

Dagegen richtet sich die Beschwerde des Verurteilten, die 
zur Aufhebung des Beschlusses vom 30. Januar 1985 führte.

Aus der Begründung:
Der Vollzug der Restfreiheitsstrafe kann gemäß § 45 Abs. 6 
StGB arigeordnet werden, wenn sich der Verurteilte den ihm 
auferlegten Pflichten zur Bewährung bewußt entzieht und 
die gesellschaftlichen Erziehungsmaßnahmen ignoriert. Damit 
bringt er zum Ausdruck, daß er keine Lehren aus der Ver­
urteilung gezogen hat. Nur bei schwerwiegenden Pflichtver­
letzungen kann der Vollzug der Restfreiheitsstrafe angeord­
net werden. Dabei ist auch beachtlich, welche Straftaten zur 
Verurteilung geführt haben. Die der Verurteilung zugrunde 
liegende Tatschwere in bezug auf die Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit ist bei der Entscheidung über 
den Widerruf einer Bewährung mit zu berücksichtigen. Die 
Verletzung der Bewährungspflichten ist in ihrem Ausmaß 
unter Beachtung der konkret auferlegten Pflichten festzustel­
len und in ihrem Verhältnis zu den Tatumständen sowie zur 
Schwere der Straftaten, die zur Verurteilung führten, zu be­
urteilen.

Im vorliegenden Fall war zu prüfen, wie sich der Ver­
urteilte im Prozeß der Bewährung entwickelt hat, ob er Be­
reitschaft zur Selbsterziehung zeigte und welche Bedeutung 
in diesem Zusammenhang die Umstände und die Tatschwere 
der der Verurteilung zugrunde liegenden Straftaten haben.

In der mündlichen Verhandlung hat der Senat dazu festge­
stellt, daß der Verurteilte nach der Entlassung aus dem Straf­
vollzug am 11. Juli 1984 nicht demonstrativ die Erziehungs­
bemühungen ignorierte. Wegen der unentschuldigten Fehltage 
im August, September und Oktober erhielt er nach einer Aus­
sprache am 1. November 1984 eine gerichtliche Verwarnung.

Dem Verurteilten gelang es in dieser Zeit nicht, seine per­
sönlichen Probleme zu lösen und sich den betrieblichen An­
forderungen unterzuordnen. Nach der gerichtlichen Verwar­
nung nahm er die Arbeit wieder auf, blieb aber vom 28. Ja­
nuar bis 7. Februar 1985 der Arbeit unentschuldigt fern, weil 
es zu Unstimmigkeiten mit seiner Vorgesetzten kam und er 
sich um ein neues Arbeitsrechtsverhältnis bemühte. Er arbeitet 
nunmehr seit dem 20. Februar 1985 im bisherigen Betrieb ge­
wissenhaft.

Die Fehltage stellen unter Berücksichtigung des Umstands, 
daß der Verurteilte fast drei Monate gut gearbeitet hat, noch 
kein hartnäckiges undiszipliniertes Verhalten dar. Bei der 
Prüfung der Voraussetzungen des Widerrufs und der Anord­
nung des Vollzugs der Restfreiheitsstrafe gemäß § 45 Abs. 6 
StGB, § 350a Abs. 2 StPO sind ebenfalls die der Verurteilung 
zugrunde liegenden Straftaten (Scheckbetrugshandlungen mit 
seinem eigenen Konto im Umfang von 1 631,13 M) zu beachten.

Unter Berücksichtigung der Gesamtumstände kann noch 
nicht davon ausgegangen werden, daß das von ihm gezeigte 
und nicht zu billigende Fehlverhalten einen Widerruf der 
Strafaussetzung auf Bewährung und damit den Vollzug der 
Restfreiheitsstrafe unerläßlich macht.

Anmerkung:
Der vorliegenden Entscheidung ist im Ergebnis zuzustim­
men. Das Ausmaß der festgestellten Verletzungen von Be­
währungspflichten rechtfertigt noch keinen Widerruf der 
Strafaussetzung auf Bewährung.

Der Begründung des Gerichts für seine Entscheidung kann 
jedoch nicht in jeder Hinsicht gefolgt werden. Das betrifft 
den aufgestellten Grundsatz, daß bei der Prüfung der Vor­
aussetzungen des Widerrufs die Schwere der Straftat und 
die Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, die 
der Verurteilung zugrunde lagen, zu berücksichtigen sind. 
Mit dieser Auffassung wird außer acht gelassen, daß ent­
scheidender Ausgangspunkt für die Ausgestaltung der Straf­
aussetzung auf Bewährung die konkrete Anforderung an 
das künftige Bewährungsverhalten ist. Umfang und Unter­
schiede dieser Anforderung ergeben sich u. a. aus der Art 
und Schwere der begangenen Straftat, dem bisherigen Ver-


